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DER PÄDAGOGISCHE
BEOBACHTER IM KANTON ZURICH
ORGAN DES KANTONALEN LEHRERVEREINS • BEILAGE ZUR SCHWEIZERISCHEN LEHRERZEITUNG

7. MÄRZ 1941 • ERSCHEINT MONATLICH EIN- BIS ZWEIMAL 35. JAHRGANG • NUMMER 5

Inhalt: Reval-Initiative: Nein — Das erste schweizerische Jugendskilager in Pontresina — Zürch. Kant. Lehrerverein: Jahres-
bericht 1940

Reval-Initiative: Nein!
Aus den verschiedensten Gründen liegt die Volks-

gesundheit dem Lehrer am Herzen. Seine ablehnende
Stellung zur Reval-Initiative ist deshalb eine Selbst-
Verständlichkeit, und wir brauchen die Gründe, die
gegen diese «Neuordnung» sprechen, an dieser Stelle
nicht zu erörtern. Wir bitten hier lediglich darum,
dass sämtliche Kollegen zu Stadt und Land in Er-
füllung ihrer Verpflichtungen gegenüber der seeli-
sehen und leiblichen Gesundheit unseres Volkes am
Samstag oder Sonntag den Gang zur Urne tun.

Der KanfonaZvorstand.

Das erste schweizerische Jugend-
skilager in Pontresina

Im Anschluss an dieses Lager hat Kantonsrat Dr.
Oskar Hug dem Kantonsrat folgende Motion einge-
reicht :

«Der Regierungsrat wird ersucht, entsprechende
Massnahmen zu ergreifen, damit Vorkommnisse, wie
sie anlässlich des Verbotes der Teilnahme der Zür-
eher Schüler am I. Schweizerischen Skilager des
Schweiz. Ski-Verbandes in Pontresina zu Tage getre-
ten sind, vermieden werden; Vorkommnisse, die ei-
nenteils den bestehenden Schulreglementen und Ge-
setzen zuwiderlaufen, die andernteils aber doch als
Ausdruck des heutigen Empfindens weitestgehender
Volkskreise zu bewerten sind.

Insbesondere soll der Regierungsrat zur Vermei-
dung analoger Vorkommnisse raschestens die gesetz-
liehen Unterlagen zur Einführung einer generellen
«Wintersportwoche» der Schüler vorbereiten und sie
dem Kantonsrat unterbreiten.»

Regierungsrat Dr. K. Hafner, Erziehungsdirektor,
hat diese Motion im Namen des Regierungsrates wie
folgt beantwortet:

Es ist eine an sich erfreuliche Erscheinung, dass
die Jugend sich mehr als früher zum Training des

Körpers dem Sport widmet. Je mehr das geschieht,
um so grösser wird aber die Möglichkeit der Kollision
mit dem Schulbetrieb für die noch im schulpflichti-
gen Alter stehenden jungen Leute. Darum hatte der
Erziehungsrat schon vor Jahren sich mit diesen Din-
gen zu befassen.

Die Erziehungsdirektion begrüsst die Motion Dr.
Hug insofern, als sie ihr Gelegenheit gibt, den Kan-
tonsrat sachlich zu orientieren über eine Angelegen-
heit, die in der Presse tendenziös behandelt wurde
und daher zu Irrtümern führen musste.

Die Verfügung der Erziehungsdirektion zum Ge-
such des Schweizerischen Skiverbandes lautete: «Der
Schweizerische Skiverband führt vom 6.—13. Januar

1941 in Pontresina ein Jugendskilager durch. Etwa
500 Knaben im Alter von 12—15 Jahren aus allen
Teilen der Schweiz wurden dazu eingeladen. Die
Veranstaltung soll für die Teilnehmer kostenlos
durchgeführt werden.

Mit Eingabe vom 28. Dezember 1940 stellt der
Schweizerische Skiverband das Gesuch, den im Kan-
ton Zürich schulpflichtigen Knaben, die für das La-
ger in Pontresina vom 6. bis 13. Januar 1941 aus-
ersehen sind, Urlaub vom Schulbesuch zu gewähren.
Das dem Gesuch beigegebene Verzeichnis weist 31
Namen von Schülern auf, von denen 19 in der Stadt
Zürich wohnen.

Es kommt in Betracht:
In einigen Landgemeinden des Kantons gehen die

Weihnachtsferien erst am 11. Januar zu Ende. Es ist
deshalb möglich, dass nicht für alle der im erwähn-
ten Verzeichnis genannten Schüler das Skilager mit
dem Schulunterricht kollidiert. Da indessen die Stadt
Zürich allein mehr als die Hälfte der teilnahmebe-
rechtigten Knaben stellt, kann mit Sicherheit ange-
nommen werden, dass diese Kollision bei den meisten
besteht.

Nach § 60 der Verordnung über das Volksschul-
wesen gilt als Entschuldigungsgrund für Absenzen
nur eine dringende Abhaltung des Schülers, wie
Krankheit, aussergewöhnliche Ereignisse in der Fa-
milie, äusserst ungünstige Witterung bei weitem oder
schlechtem Schulweg. Der Erziehungsrat hat in stän-
diger Praxis strenge Handhabung dieser Vorschrift
verlangt, da von Eltern und Vereinen (Pfadfinder,
Sportvereinen) immer wieder versucht wird, Ausnah-
men zu beanspruchen. In einem grundsätzlichen Be-
schhis vom 29. Juni 1937 wurden die Scliulpflegen
zur gewissenhaften Beobachtung der Absenzenord-
nung ermahnt. Dabei bestimmte der Erziehungsrat:
Zur Teilnahme an sogenannten Ferienlagern darf
kein Dispens erteilt werden. Als Ferienlager im Sinne
dieses Beschlusses ist auch das Skilager in Pontresina
zu betrachten.

Das Gesuch des Schweizerischen Skiverbandes
muss deshalb in Nachachtimg der bestehenden Vor-
Schriften abgelehnt werden. Eine Missachtung dieser
Vorschriften lässt sich im vorliegenden Fall um so

weniger rechtfertigen, als die Dispensation der 31

Knaben eine mit gesunden Erziehungsprinzipien
nicht vereinbarte Bevorzugung verschwindend weni-
ger Schüler bedeutete, eine Bevorzugung, die ange-
siclits des Verhältnisses dieser 31 Schüler zur Gesamt-
zahl von rund 68 000 der zürcherischen Volksschule
angehörenden Kindern augenfällig erscheint. Der
Gesuchsteller macht allerdings geltend, er habe mit
einer allgemeinen Verlängerung der Winterferien in
der Schweiz gerechnet; nachdem diese Annahme sich
als falsch erwiesen, habe man das Ferienlager in An-
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betracht der getroffenen Vorbereitungen nicht mehr
auf einen andern Termin verschieben können.

Demgegenüber ist festzustellen, dass der Kanton
Zürich schon früh seinen Willen kundgetan hat, die
V interferien nicht über das übliche Mass hinaus zu
verlängern.

Dafür sind im Sommer und Herbst im Interesse
der wirtschaftlichen Landesverteidigung Dispensa-
tionen zugestanden worden. So verfügte die Erzie-
liungsdirektion am 31. Mai 1940, dass den in der
Landwirtschaft verwendeten Schülern neben den or-
dentlichen Ferien bis zu zwei Wochen Urlaub zu
gewähren sei. Am 19. September 1940 wurde für die
Herbst- und Vinterferien bestimmt: «Die Festset-
zung der Ferien auf der Stufe der Volksschule steht
den Primär- und Sekundarschulpflegen unter An-
zeige an die Bezirksschulpflegen zu; sie haben dabei
nicht nur auf die Brennstoffknappheit, sondern auch
auf den Stand der landwirtschaftliehen Arbeiten
Rücksicht zu nehmen und darnach zu trachten, dass
die übliche Zahl von Ferienwochen nicht ohne Not
überschritten wird.» Angesichts der Störungen, die
der Schulunterricht im Laufe des Kriegsjahres 1940
dauernd erfahren hat, und der im Sommer und
Herbst gewährten Ferienverlängerungen könnten
Dispensationen von einer Woche zur Teilnahme an
einem Skilager nicht auch noch verantwortet werden,
abgesehen von den vorerwähnten Bestimmungen über
das Absenzenwesen.

Wenn sich der Schweizerische Skiverband vor Ver-
wirklichung seines lobenswerten Planes die Mühe ge-
nommen hätte, mit den Erziehungsbehörden der
Kantone Fühlung zu nehmen, so wäre ohne Zweifel
die Verlegung des Lagers auf einen mit den Inter-
essen der Schule vereinbaren Termin noch rechtzei-
tig möglich gewesen; die Erziehungsdirektion muss
es ablehnen, die Schule für die Folgen dieses Orga-
nisationsfehlers büssen zu lassen.

Zur Ehre unserer zürcherischen Schulen und ih-
rer Behörden sei gesagt, dass sie sich jederzeit an die
Richtlinien des Erziehungsrates gehalten haben. Der
Schweizerische Skiverband glaubte, das nicht tun zu
müssen.

Dieser Verband kann nicht das Verdienst in An-
spruch nehmen, als Erster die schulpflichtige Jugend
zum Skifahren zusammengenommen zu haben. Das
bisher einzigartige war bloss die Reklame für seine
erstmalige Veranstaltung, die so gross war, dass sie
zum Teil als lästig empfunden wurde; ein Kapitel
Reklame im Kampf um die sportliche Jugend. Die
verhältnismässig kleine Bedeutung dieser Veranstal-
tung des Schweizerischen Skiverbandes für die zür-
cherische Jugend erhellt die bereits erwähnte Tat-
sache, dass durch sie 30—40 Schüler von insgesamt
68 000 Volksschülern betroffen wurden und ferner
die folgende Tatsache:

In Zürich betätigt sich die Wanderkommission
der Lehrertumvereine Zürichs seit 17 Jahren auf
diesem Gebiete. Ihre Mitglieder machen nicht viel
Aufhebens; ohne Aufwand von Druckerschwärze tun
sie gewissenhaft Jahr für Jahr ihre Arbeit; sie sind
einfach da und führen seit 17 Jahren zwischen Weih-
nachten und Neujahr stets an die 500 zürcherische
Schulkinder, nicht bloss 30—40, hinauf in die Win-
terherrlichkeit der Berge. Was diese Unternehmung
noch besonders charakterisiert, ist, dass sie auch die
Mädchen in die Veranstaltungen miteinbezieht.

Um den Sachverhalt objektiv zu würdigen, müssen
wir noch einige Details festhalten. Die Veranstaltung
des Schweizerischen Skiverbandes für die schulpflich-
tige Jugend bedurfte monatelanger Vorbereitung.
Bei natürlicher Betrachtung der Dinge wäre es das
nächstliegende gewesen, sich rechtzeitig mit den
Schulbehörden über die zeitliche Möglichkeit der
Veranstaltung ins Benehmen zu setzen. Das ist nicht
geschehen. Man zog vor, die Erziehungsbehörden vor
eine vollendete Tatsache zu stellen. Das Gesuch des
Schweizerischen Skiverbandes datiert vom 28. De-
zember 1940 und ist bei der Erziehungskanzlei am
30. Dezember 1940 abends eingegangen. Mit dem ver-
späteten Gesuch wurde der Erzielmngsdirektion das
Messer auf die Brust gesetzt, und man liess dabei in
mündlicher Besprechung bereits durchblicken, dass
eine Verweigerung der nachgesuchten Dispensation
der Schüler eine Pressekampagne zur Folge haben
könnte. Dazu passt auch die Drohung eines Anony-
mus an die Erziehungsdirektion des Wortlautes:
«Wehe den Beamten, wenn den betreffenden Fami-
lien ein Haar gekrümmt werden sollte!»

Auch der Schulvorstand der Stadt Zürich war aus
gesetzlichen Gründen und der Konsequenzen wegen
für die Ablehnung des Gesuches, womit die Verant-
wortung für die Verfügung der Erzieliungsdirektiou
nicht auf andere abgewälzt werden soll.

Für die Erziehungsdirektion handelte es sich ein-
fach darum: Sollen wir die vom Erziehungsrat ge-
gebenen Richtlinien achten oder missachten. Ohne
Bedenken haben wir uns dafür entschlossen, sie zu
achten; denn dafür werden Richtlinien aufgestellt,
dass man sich in gegebener Stunde an sie halte. Das
verlangt auch der Kantonsrat für seine Beschlüsse.

In Gefühlsmomenten mag man einer lärmenden
Kritik vielleicht Recht geben;

Stimmungsurteile aber ruhen auf Triebsand;

Gefühlswallungen entsprungene Vorwürfe fallen
meist in sich selber zusammen, wenn sie sachlich, ob-
jektiv nachgeprüft werden.

Der Schweizerische Skiverband hat mit seiner
Pressekampagne der Erziehung der Jugend zur Ach-
tung vor bestehenden V orschriften keinen Dienst er-
wiesen. Man veranlasst die Jugend nicht ungestraft,
Vorschriften zu missachten.

In diesem Zusammenhang sei auch erwähnt, dass
das Verhalten eines zürcherischen Arztes zu bedauern
ist, der ärztliche Zeugnisse an Schulpflichtige, die er
nicht kennt, ja nicht einmal gesehen hat, zu Gunsten
von Schuldispens serienweise ausstellte. Die Sache
wird nicht besser, wenn der Arzt versichert, er habe
solche Zeugnisse nur für die Minderbemittelten aus-
gestellt und im fernem erklärt: «Wir Aerzte machen
soviel Zeugnisse für die Wohlhabenden, die mit ihren
Eltern in die Ferien oder in ein Heim in die Berge
gehen und wo ein mehr oder weniger triftiger me-
dizinischer Grund gefunden wird.»

Die Folgen der Bewilligung wären gewesen, dass
die Erziehungsdirektion allen Organisationen, welche
sich zum Teil schon seit langem in verdientester
Weise für Jugend-Winterskilager betätigen, als da
sind: Pfadfinder, staatsbürgerliche Jugend, Sports-
gruppen, politische und konfessionelle Gruppen, die
gleichen Konzessionen machen müsste, und damit
hätten wir die Anarchie im Winterschulbetrieb.
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Die Gefahr wird wieder aktuell, dass die Schul-
disziplin sich wegen der Mobilisation in bedauerns-
werter Weise lockert. Aufmerksame Lehrer und
Schulbehörden klagen bereits darüber. Die Jugend
darf aber nicht den Eindruck erhalten, dass Vor-
Schriften da sind, um bei jeder Gelegenheit umgan-
gen zu werden.

Kompetent zu Disziplinarmassnahmen für unent-
schuldigte Abwesenheit von der Schule ist die ort-
liehe Schulbehörde.

Einer Schulbehörde hat der Erziehungsrat auf
Anfrage hin wegleitend empfohlen, im vorliegenden
Fall keine Bussen auszufällen, weil die Eltern zu-
nächst in guten Treuen der Meinung sein konnten,
ein auf so breiter Basis aufgebautes Unternehmen
würde sich rechtzeitig mit den Schulbehörden aus-
einandersetzen, und zum andern, dass ein Arztzeug-
nis Geltung habe.

Der Erziehungsrat hat aber für die Zukunft als
wegleitend beschlossen, dass bei derartigen Veranstal-
tungen für entschuldbare Schulabwesenheit nur noch
die Zeugnisse der Schulärzte anerkannt werden
sollen.

Zur Motion selber ist zu sagen:
1.

A. Sie will eine generelle «Wintersportwoche» der
Schüler einführen. Welche Stellung diese Sport-
woche im Jahresbetrieb der Volksschule einzuneh-
men hat, wird nicht gesagt. Zwei Möglichkeiten sind
denkbar: Entweder gilt die Sportwoche für die Schü-
1er als Ferien, oder aber sie wird in den Unterrichts-
betrieb eingegliedert und bildet damit einen Bestand-
teil des J ahresprogrammes der Volksschule. Führt
man die Sportwoche als Ferien durch, so lässt sich
das von Dr. Hug ins Auge gefasste Ziel nicht errei-
chen; die Massnahme liefe praktisch auf eine Aus-
dehnung der jährlichen Ferienzeit hinaus, da nur die
Kinder begüterter Eltern zum Wintersport kämen
und die andern zuhause bleiben müssten. So könnte
die Anordnung einer generellen Sportwoche nach der
Idee des Motionärs sich nur dann sinnvoll auswirken,
wenn die Teilnahme an den zu veranstaltenden An-
lässen, wie Skilagern, mindestens für alle älteren
Schüler obligatorisch erklärt würde.

B. In formeller Hinsicht setzt die Einführung ei-
ner Wintersportwoche die folgenden Massnahmen
voraus :

1. Die Anordnung jährlicher Wintersportferien
machte eine Aenderung des § 22 des Volksschulgeset-
zes notwendig. Nach dieser Bestimmung ist es heute
Sache der Schulpflege, die zulässige Zahl der Ferien-
wochen auf die verschiedenen J ahreszeiten zu vertei-
len. Die Festsetzung besonderer Wintersportferien
bedeutete einen Einbruch in dieses Prinzip, da die
Schulpflegen nicht mehr frei disponieren könnten.

2. Die Einführung einer Sportwoche mit obligato-
rischen Anlässen (Skilagern) bedeutete eine Erwei-
terung des gesetzlich festgelegten Schulprogrammes
und bedürfte deshalb ebenfalls einer Verankerung
im Volksschulgesetze. Es würde sich in diesem Falle
darum handeln, dem Gesetz eine neue Bestimmung
einzufügen, die wohl am besten im Abschnitt «Unter-
rieht» zwischen den §§31 und 32 eingeschoben würde.
Ferner wäre das Scliulleistungsgesetz zu ergänzen.
Die Einführung einer Sportwoche mit Teilnahme-
pflicht der Schüler hätte nämlich auch weittragende

Folgen finanzieller Natur: Da die Volksschule des
Kantons Zürich den Schülern grundsätzlich allen ob-
ligatorischen Unterricht unentgeltlich gewährt, müsste
auch die Teilnahme am Skibetrieb der Sportwoche
für die Schüler kostenlos sein, sonst müsste man auf
das Obligatorium verzichten. Aus der Unentgeltlich-
keit der Skiveranstaltungen für die Schüler ergäben
sich aber für Staat und Gemeinden untragbare finan-
zielle Belastungen.

Unsere Darlegungen lassen sich wie folgt zusam-
menfassen :

Die Idee der Motion Dr. Hug liesse sich verwirk-
liehen durch Gewährung von Sportferien, mit Beto-
nung des Eeriencharakters, so dass für die Schüler
keine Pflicht begründet würde, W intersport zu trei-
ben. Praktisches Ergebnis: Lediglich Vermehrung
der jährlichen Schulferien. Oder: Durch Einbau ei-
ner W intersportwoche in das obligatorische Jahres-
programm der Schule oder wenigstens der obern
Klassen, wobei aber die Verpflichtung der Schüler
zur Teilnahme an den Veranstaltungen die Ueber-
nähme der Kosten durch Staat und Gemeinden vor-
aussetzte.

In beiden Fällen müsste das Volksschulgesetz ge-
ändert werden.

2.

Der Regierungsrat beantragt Ihnen, die Motion
Dr. Hug abzulehnen. Die Zulassung einer weiteren
Ferienwoche ist unerwünscht und überflüssig. Für
Wintersportveranstaltungen stehen die Weihnaclits-
ferien zur Verfügung. Ueberdies haben es die Schid-
gemeinden in der Hand, von der gesetzlich zngestan-
denen jährlichen Ferienzeit einen grösseren Teil als
bisher in den W inter zu verlegen, sofern das Bedürf-
nis hiezu empfunden wird. Die Einführimg eines ob-
ligatorischen wintersportlichen Unterrichtes ist für
Staat und Gemeinden in diesen Zeiten finanziell un-
tragbar und daher ebenfalls abzulehnen.

W ir können der Motion auch deshalb nicht zu-
stimmen, weil es sich nicht lohnen würde, für diese
Einzelfrage das kostspielige Verfahren eines gesetz-
geberischen Aktes mit Volksabstimmung in Gang zu
setzen. Der Regierungsrat wird übrigens dem Kan-
tonsrat in absehbarer Zeit, wahrscheinlich noch in
diesem Jahre, die Vorlage für eine Totalrevision des

Volksschulgesetzes unterbreiten. Alsdann wird sich
Gelegenheit bieten, Anträge, wie sie in der Motion
Dr. Hug enthalten sind, zu diskutieren.

Ziirch. Kant. Lehrerverein
Jahresbericht 1940

§ 33 der Vollziehungsbestimmungeii, welche der
Regierimgsrat am 28. Dezember 1939 zum Beschluss
des Kantonsrates vom 13. November 1939 betr. die Be-
soldungsabzüge während des Aktivdienstes erliess, be-
stimmt, dass die Gehaltskürzung auch bei Militär-
dienst während der ordentlichen Ferien vorgenommen
wird. Das Gutachten Nr. 241 führt aus: Art. II des
Kantonsratsbeschlusses bestimmt, dass «die Lohn-
beziige der festangestellten, im Militärdienst stehen-
den Beamten, Angestellten und Arbeiter (Pfarrer und
Lehrer aller Stufen inbegriffen) herabgesetzt wer-
den». Da der Kantonsratsbeschluss die Kürzung ganz
allgemein und ohne Ausnahme vorschreibt, ist § 33
der Vollziehungsbestimmungen folgerichtig und geht
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nicht über den Rahmen des in einer Vollziehungsbe-
Stimmung Erlaubten hinaus.

Die Organe der Wehropferverwaltung vertreten,
wie das im P. Beob. des öftern erwähnt worden ist,
die Auffassung, dass ein Volksschullehrer, welcher
am 1. Januar 1940 das 65. Altersjahr zurückgelegt
hatte, aber noch nicht im Ruhestand war, für das
staatliche Ruhegehalt, das er bekommen hätte, wenn
er pensioniert gewesen wäre, wehropferpflichtig sei.
Im Gutachten 242 nimmt Dr. Hauser folgende Stellung
ein : Nach dem klaren Wortlaut des einschlägigen §• 26
des Wehropferbeschlusses wird die Kapitalisierung
(und damit die Wehropferpflicht) von «Ansprüchen
auf Leibrenten, Pensionen und andern auf Lebenszeit
einer Person zugesicherten wiederkehrenden Leistun-
gen» nur dann praktisch, wenn die erste Leistung
schon vor dem 1. Januar 1940 /äZlig wurde. Der Ruhe-
gehaltsanspruch eines 65jährigen oder älteren zürche-
rischen Volksschullehrers wird aber erst mit dem Mo-
ment fällig, wo er von seinem Lehramt zurückgetreten
ist. Solange er im Amt weilt, besitzt er weder einen
Anspruch auf ein Ruhegehalt, noch ist dieser vor dem
1. Januar 1940 fällig geworden.

Ist ein Beschluss über die Genehmigung eines Pro-
tokolles anfechtbar? Wenn ja, wer ist Rekursinstanz,
wenn es sich um das Protokoll eines Lehrerkonventes
in einem städtischen Schulkreis handelt? — Im Ver-
waltungsrecht finden sich keine Bestimmungen über
die Möglichkeit einer Protokollberichtigung. Wenn
man in dieser Frage das gerichtliche Verfahren an-
wendet, so ist § 170 des Gerichtsverfassungsgesetzes
herbeizuziehen, wonach es den Parteien freisteht, dem
Gericht Berichtigungen des Protokolls zu beantragen.
Das Berichtigungsgesuch ist bei der Instanz anzubrin-
gen, deren Protokoll berichtigt werden will. Beim
Gerichtsverfahren verneint die Praxis die Möglichkeit
wegen eines Pro tokolles Rekurs zu erheben. Welche
Instanz wäre übrigens in der Lage, einen Entscheid
über die Richtigkeit des Protokolls zu treffen, wenn
nicht gerade die, tun deren Protokoll es geht?

Die Gutachten 239 und 244 behandehi spezielle
Gemeindezulagen, wobei nur die in Nr. 239 bespro-
chene von allgemeinem Literesse ist. Ein Schulpflege-
Präsident wollte verfügen, dass die dem Lehrer für
die Führung einer Spezialklasse zukommende Extra-
zulage während des Aktivdienstes nicht ausbezahlt
werde. Da die Extrazulage dem Lehrer auf Grund
der Gemeindeordnung zukommt (und demzufolge
auch im jährlichen Voranschlag aufgenommen ist),
sind weder Pflegepräsident noch Schulpflege berech-
tigt, die Auszahlung der Extrazulage zu sistieren. Nur
die Gemeinde kann in diesem Fall Einschränkungen
an der freiwilligen Leistung vornehmen, und auch sie
nur innerhalb der gesetzlichen Vorschriften.

4. Die Darlehenskasse,

schreibt A. Zollinger, weist per 31. Dezember 1940

nur noch Fr. 180.— an Kapitalguthaben auf. Von den
fünf Schuldnern zu Beginn des Rechnungsjahres ha-
ben nämlich drei ihre Darlehen getilgt. Auch ein im
Mai 1940 gewährtes Darlehen konnte mitsamt dem
Zins auf Jahresende zurückbezahlt werden. Die
Summe aller Darlehen betrug anfangs 1940 Fr. 1469.55.

Sie ist durch Amortisationen im Betrag von Franken
1289.55 auf die genannte Summe von Fr. 180.— ge-
sunken. An Zinsguthaben waren per 1. Januar 1940
Fr. 15.55 vorgetragen worden, mid pro 1940 wurden
Fr. 34.65 neu berechnet. Fr. 32.80 gingen 1940 au
Darlehenszinsen ein, so dass solche im Betrag von
Fr. 17.40 auf nächste Rechnung vorgetragen werden
müssen.

Das sind die nackten Zahlen. Was alles dahinter-
steckt, eignet sich im Einzehien nicht für die Ver-
öffentlichung; denn die Darlehenskasse des ZKLV
ist und soll eine Stelle sein, wo das in Not geratene
Mitglied nicht nur Hilfe, sondern auch Rat und Bei-
stand erhält. Die Prüfung der Gesuche und die Füll-
lungnahme mit den Gesuchstellern bieten dem Vor-
stand mitunter Einblick in Verhältnisse, wie man sie
beim vielbeueideten Lehrerstand kaum suchen würde.
Manchmal ist die Lage so, dass neben der Gewährimg
eines Darlehens weitere, einschneidende Massnahmen
getroffen werden müssen, wenn die Verhältnisse mit
Erfolg saniert werden sollen. Dabei ist viel guter
Wille, Opferfreudigkeit und Ausdauer auf Seite des
Schuldners, aber auch des Sachwalters notwendig.

5. Die l/ntersfüfzwragsfcasse des ZKLFV
ist im Jahr 1940 von drei Kollegen in Anspruch ge-
nommen worden. Gleich zu Beginn des Jahres musste
sich der Vorstand eines durch Krankheit zur Aufgabe
des Berufes gezwungenen Mitgliedes und dessen Fa-
niilie annehmen. Da ein Darlehen ohne Sicherstellung
geblieben wäre, an eine Verzinsung oder Abzahlung
in absehbarer Zeit kaum zu denken war, hat der Vor-
stand andere Mittel und Wege gegsuclit, dem be-
dauernswerten Kollegen zu helfen, nicht ohne ihm
aus der Unterstützungskasse des ZKLV Fr. 100.— zu-
zusprechen.

Als die Tage schon wieder kürzer wurden, klopften
zwei alte Bekamite der Unterstützungsstellen in Win-
terthur und in Zollikon an. Sie haben zusammen Fr.
38.— erhalten, diese verunglückten Existenzen unse-
rer Zunft, als Wegzehrung auf ihrer sich ewig im
Kreise schliessenden und, ach, so entbehrungsreichen
Fahrt durch die Schweiz. Mit Fr. 138.— bleibt die
Unterstützungskasse trotz der beträchtlichen Einzel-
gäbe um Fr. 162.—• unter dem budgetierten Betrage.

t/eber die SfeWereuermitf/ureg
schreibt H. Greuter: Die Stellenvermittlung verur-
sachte im Jahre 1940 wenig Arbeit. Wohl figurieren
auf der Bewerberliste noch die nämlichen 5 Namen
wie im Vorjahre; aber es sind uns weder Anfragen
von Schulpflegen, noch solche von Lehrervertretern
in W ahlkommissionen zugekommen, obschon wir
letztere auf unsere Institution aufmerksam machten.
Die Bestätigungswahlen verliefen für alle 5 Angemel-
deten günstig, wodurch der Drang zur Versetzung da
und dort erlahmt sein mag. Auch wurde der Auffor-
derung der Erziehungsdirektion an die Schulpflegen,
von Neuwahlen für die Dauer des Aktivdienstes ah-
zusehen, von den meisten Gemeinden Folge geleistet,
wodurch die Zahl der frei werdenden Stellen auch für
unsere Bewerber ausserordentlich stark beschränkt
war. (Fortsetzung folgt.)

i) Bericht von Zentralquästor A. Zollinger.
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